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S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Ordnungswidrigkeiten

§ 15 Bußgeldvorschriften
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Schlussbestimmungen

§ 17 Änderung von Rechtsvorschriften
§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz gilt für die Errichtung, den Betrieb, die Änderung, die
Stilllegung und die Beseitigung von nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen
im Sinne des § 22 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie für das Verhal-
ten von Personen, soweit hierdurch schädliche Umwelteinwirkungen verur-
sacht werden können.

(2) Die Begriffe der schädlichen Umwelteinwirkung, der Immission, der
Emission, der Luftverunreinigung, der Anlage, des Betriebsbereiches und des
Standes der Technik werden im Sinne von § 3 Abs. 1 bis 6 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes verwendet. Anlagen im Sinne dieses Gesetzes sind auch
Fahrzeuge, soweit sie nicht zum Personen- oder Güterverkehr auf öffentlichen
Verkehrswegen oder im Luftraum eingesetzt werden.

§ 2

Immissionsschutzpflichten

(1) Jeder hat sich so zu verhalten, dass schädliche Umwelteinwirkungen ver-
mieden werden, soweit dies nach den Umständen des Einzelfalles möglich und
zumutbar ist. Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, hat durch geeig-
nete Maßnahmen für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes zu sorgen.

(2) Tiere sind so zu halten, dass niemand durch die Immissionen, die durch
sie hervorgerufen werden, erheblich belästigt wird. Vorschriften für die land-
wirtschaftliche Tierhaltung bleiben unberührt.

(3) Es ist nicht zulässig, lärm- oder abgaserzeugende Motoren unnötig zu
betreiben.

(4) Bei der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen ist Vorsorge gegen
schädliche Umwelteinwirkungen insbesondere durch die dem Stand der Tech-
nik entsprechenden Maßnahmen zu treffen, soweit dies nach der Art der Anlage
zumutbar und im Einzelfall nicht unverhältnismäßig ist.
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Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Schutz vor Geräuschen

§ 3

Schutz der Nachtruhe

Von 22.00 bis 6.00 Uhr ist es verboten, Lärm zu verursachen, durch den
jemand in seiner Nachtruhe gestört werden kann.

§ 4

Schutz der Sonn- und Feiertagsruhe

An Sonn- und gesetzlichen Feiertagen ist es verboten, Lärm zu verursachen,
durch den jemand in seiner Ruhe erheblich gestört wird.

§ 5

Tonwiedergabegeräte und Musikinstrumente

Tonwiedergabegeräte und Musikinstrumente dürfen nicht in einer Lautstärke
benutzt werden, durch die jemand erheblich gestört wird. Weitergehende Ein-
schränkungen nach den §§ 3 und 4 gehen vor.

§ 6*

Einschränkungen

(1) Störende Geräusche, die von Kindern ausgehen, sind als Ausdruck selbst-
verständlicher kindlicher Entfaltung und zur Erhaltung kindgerechter Entwick-
lungsmöglichkeiten grundsätzlich sozialadäquat und damit zumutbar.

(2) Die Verbote der §§ 3 und 4 gelten nicht für Geräusche, die verursacht
werden durch

1. das Glockenläuten zu kirchlichen Zwecken,
2. Maßnahmen, die der Verhütung oder Beseitigung einer Notlage dienen,
3. Maßnahmen, die der Winterglätte- und Schneebekämpfung dienen,
4. Ernte- und Bestellungsarbeiten landwirtschaftlicher Betriebe zwischen

5.00 und 6.00 Uhr sowie zwischen 22.00 und 23.00 Uhr.
(3) Die Regelungen des § 7 Abs. 1 Satz 1 der Geräte- und Maschinenlärm-

schutzverordnung vom 29. August 2002 (BGBl. I S. 3478), die durch Artikel 23
des Gesetzes vom 6. Januar 2004 (BGBl. I S. 2) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung gelten für öffentliche Straßen im Sinne des § 2 des
Berliner Straßengesetzes und nicht bundeseigene Schienenwege nur für die
Zeit zwischen 22.00 und 6.00 Uhr. Weitergehende Einschränkungen nach § 4
gehen vor.

§ 7

Öffentliche Veranstaltungen im Freien

(1) Öffentliche Veranstaltungen im Freien bedürfen einer Genehmigung nach
§ 11, wenn von ihnen störende Geräusche für Dritte zu erwarten sind.

§ 6 Abs. 1: Eingef. durch Art. I Nr. 1 d. Ges. v. 3. 2. 2010, GVBl. S. 38
§ 6 Abs. 2 u. 3: Geänd. durch Art. I Nr. 2 d. Ges. v. 3. 2. 2010, GVBl. S. 38
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(2) Öffentliche Motorsportveranstaltungen außerhalb von Anlagen nach dem
Bundes-Immissionsschutzgesetz bedürfen einer Genehmigung nach § 11, wenn
von ihnen störende Geräusche für Dritte zu erwarten sind. Dies gilt nicht für
Motorsportveranstaltungen, die ausschließlich auf nicht für diese Veranstaltun-
gen gesperrten öffentlichen Straßen stattfinden und bei denen nur Fahrzeuge
eingesetzt werden, die den allgemeinen straßenverkehrsrechtlichen Zulas-
sungsvorschriften entsprechen, oder von denen offensichtlich keine störenden
Geräusche für Dritte zu erwarten sind.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Schutz vor sonstigen Immissionen und Emissionen

§ 8
Sonstige Immissionen

Zur Abwehr anderer Immissionen als Luftverunreinigungen oder Geräusche
gelten für Anlagen, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und nicht im Rah-
men wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, § 22 Abs. 1 Satz 1,
die §§ 24 bis 26, 29 Abs. 2 und § 31 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ent-
sprechend.

§ 9
Begrenzung von Staubemissionen

Bei der Errichtung, dem Betrieb, der Änderung, Stilllegung und Beseitigung
von Anlagen und bei sonstigen Betätigungen sind die Entstehung und Ausbrei-
tung von Stäuben durch geeignete Maßnahmen zu unterbinden. Soweit die Ent-
stehung und Ausbreitung von Stäuben nicht verhindert werden können, sind
diese durch geeignete Maßnahmen zu vermindern.

Vi e r t e r  A b s c h n i t t

Behördliche Maßnahmen

§ 10
Zulassung von Ausnahmen

(1) Die zuständige Behörde kann für den Betrieb von Anlagen auf Antrag
Ausnahmen von den Verboten der §§ 3 bis 5 widerruflich zulassen, wenn die
Störung unbedeutend ist oder das Vorhaben Vorrang vor den Ruheschutzinte-
ressen Dritter hat.

(2) Die zuständige Behörde kann für den Betrieb von Schankvorgärten auf
Antrag Ausnahmen von den Verboten der §§ 3 bis 5 widerruflich zulassen,
soweit schutzwürdige Belange Dritter angesichts der örtlichen Gegebenheiten
nicht erheblich beeinträchtigt werden.

(3) Ausnahmen nach den Absätzen 1 und 2 sollen zum Schutz der Allge-
meinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen mit
Nebenbestimmungen erteilt werden.
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§ 11

Genehmigung von öffentlichen Veranstaltungen im Freien

Die zuständige Behörde kann bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses
für öffentliche Veranstaltungen im Freien und für öffentliche Motorsportveran-
staltungen außerhalb von Anlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz
auf Antrag widerruflich eine Genehmigung erteilen, wenn dies im Einzelfall
unter Berücksichtigung des Schutzbedürfnisses der Nachbarschaft zumutbar
ist. Ein öffentliches Bedürfnis liegt in der Regel vor, wenn das Vorhaben auf
historischen, kulturellen oder sportlichen Umständen beruht oder sonst von
besonderer Bedeutung ist. Genehmigungen sollen zum Schutz der Allgemein-
heit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen mit Neben-
bestimmungen erteilt werden. In dem Umfang, in dem eine Genehmigung
erteilt ist, gelten die Vorschriften der §§ 3 bis 5 nicht.

§ 12

Anordnungen im Einzelfall

Die zuständige Behörde kann im Einzelfall die erforderlichen Anordnungen
zur Durchführung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen treffen.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Ermächtigungen

§ 13

Verordnungsermächtigung

(1) Die für den Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung zur Vorsorge sowie zum Schutz der Allgemeinheit
und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu bestimmen,
dass die Errichtung, die Beschaffenheit und der Betrieb nicht genehmigungs-
bedürftiger Anlagen bestimmten Anforderungen genügen müssen. Durch diese
Verordnung können insbesondere

1. zur Minderung von Emissionen technische Anforderungen an nicht ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen festgelegt und organisatorische Regelun-
gen getroffen werden,

2. Emissionsgrenzwerte festgesetzt werden,
3. Immissionsrichtwerte festgesetzt werden,
4. Ausnahmen zugelassen werden, wenn schädliche Einwirkungen nicht zu

befürchten sind oder überwiegende öffentliche Belange eine Ausnahme
erfordern.

(2) Um die Entstehung und Ausbreitung von Stäuben zu unterbinden oder zu
begrenzen, wird die für den Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zur Vorsorge sowie zum Schutz der All-
gemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen Maß-
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nahmen zu bestimmen sowie Emissionsgrenzwerte und Immissionsrichtwerte
festzusetzen.

§ 14

Ausführungsvorschriften

Die für den Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, zur
Durchführung dieses Gesetzes und der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen
Ausführungsvorschriften zu erlassen.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Ordnungswidrigkeiten

§ 15

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 2 Abs. 2 ein Tier außerhalb landwirtschaftlicher Tierhaltun-

gen so hält, dass jemand durch Immissionen, die durch das Tier hervor-
gerufen werden, erheblich belästigt wird,

2. entgegen § 2 Abs. 3 einen lärm- oder abgaserzeugenden Motor unnötig
betreibt,

3. entgegen § 3 ohne eine zugelassene Ausnahme nach § 10 oder eine Ge-
nehmigung nach § 11 Lärm verursacht, durch den jemand in seiner
Nachtruhe gestört werden kann,

4. entgegen § 4 ohne eine zugelassene Ausnahme nach § 10 oder eine Ge-
nehmigung nach § 11 Lärm verursacht, durch den jemand in seiner Ruhe
erheblich gestört wird,

5. entgegen § 5 ohne eine zugelassene Ausnahme nach § 10 oder eine Ge-
nehmigung nach § 11 durch die Benutzung eines Tonwiedergabegerätes
oder Musikinstrumentes Lärm erzeugt, durch den jemand erheblich ge-
stört wird,

6. entgegen § 7 Abs. 1 ohne eine Genehmigung nach § 11 eine öffentliche
Veranstaltung im Freien durchführt,

7. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 ohne eine Genehmigung nach § 11 eine öf-
fentliche Motorsportveranstaltung durchführt,

8. einer vollziehbaren Auflage zu einer zugelassenen Ausnahme nach § 10
oder zu einer Genehmigung nach § 11 zuwiderhandelt oder sie nicht
rechtzeitig oder nicht vollständig erfüllt,

9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 12 zuwiderhandelt,
10. einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung zuwider-

handelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand
auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend
Euro geahndet werden.
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§ 16

Einziehung

Sachen, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach § 15 bezieht, dürfen ein-
gezogen werden. Hierzu zählen insbesondere:

1. Musikinstrumente,
2. elektroakustische Übertragungs- und Verstärkeranlagen oder Teile davon,
3. Tonwiedergabegeräte oder Teile davon,
4. Schreckschusspistolen,
5. Motorsportgeräte oder Teile davon,
6. elektrisch oder mit Verbrennungsmotoren angetriebene Werkzeuge,
7. Baumaschinen oder Teile davon,
8. Fahrgeschäfte oder Teile davon,
9. mit Druckluft oder Gas betriebene Signalhörner.

Tiere dürfen ebenfalls eingezogen werden.

S i e b e n t e r  A b s c h n i t t

Schlussbestimmungen

§ 17*

Änderung von Rechtsvorschriften

§ 18*

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin in Kraft. …

§ 17: Änderungsvorschriften
§ 18 Satz 2: Aufhebungsvorschrift
7

82. Erg.Lfg. (März 2006)



– Leerseite –

2190–7

8

82. Erg.Lfg. (März 2006)


	S T A R T S E I T E
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6*
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17*
	§ 18*

